
Ob in unserer Stadt, in unse-
rem Kanton oder schweizweit 
– die Entwicklung scheint 
immer nur in eine Richtung 
zu gehen, nämlich hin zu 
mehr öffentlichen Ausgaben, 
oft verursacht durch expan-
dierende Verwaltungen, de-
ren Wirken und Kosten vom 
Steuerzahler berappt werden 
müssen.

Es ist statistisch bewie-
sen, dass unser durch eine 
beinahe ungebremste Zu-
wanderung bedingter Be-
völkerungszuwachs zwar ein Wachstum der 
Schweizer Wirtschaftsleistung insgesamt 
produziert hat, aber weder eine entsprechen-
de Steigerung der Durchschnittseinkommen 
noch – und dies ist das Entscheidende – eine 
Steigerung der Produktivität, gemessen an 
der Wertschöpfung pro Kopf und Arbeitsstun-
de, gebracht hat. Weshalb denn nicht? Ganz 
einfach, weil der nichtproduktive Sektor, da-
runter die Staatsbediensteten und die Mitar-
beiter der vom Staat alimentierten, angeblich 
gemeinnützigen und anderen «Gutmensch» 
Organisationen (NGO’s) überproportional, 
und hier und da für Schweizer Verhältnisse 
beinahe explosionsartig, gewachsen ist.

Mehr Staatsangestellte 
sowie neue staatlich � -
nanzierte Quasibehörden 
produzieren immer mehr 
Gesetze, Vorschriften und 
Verordnungen (dabei wäre 
es tatsächlich oft besser 
und billiger, wenn gewisse 
dieser «Schaffenden» ein-
fach nichts täten ...). Geset-
ze, Vorschriften und Verord-
nungen verursachen Kosten 
und müssen durch Steuer-
gelder � nanziert werden. 
Und da Steuererhöhungen in 
unserem Lande – einerlei ob 

auf Gemeinde-, Kantons- oder Bundesebene 
– ein heikles, politisch umkämpftes Thema 
sind, bietet sich dem kreativen Beamten-
tum doch förmlich an, diese soweit möglich 
in Form von zusätzlichen und/oder erhöhten 
Gebühren und Abgaben versteckt zu kom-
pensieren. 

Die Schlussfolgerung: Wer sich wie die SVP 
für weniger Steuern, Gebühren und Abgaben 
stark macht, muss vor allem einen schlanken 
Staat fordern, der sich auf seine ureigenen 
Aufgaben konzentriert sowie der Entfaltung 
freier Märkte und mündiger Bürger so we-
nig Hindernisse wie möglich in den Weg legt. 
Dieser schlanke Staat zeichnet sich dadurch 

aus, dass seine Verwaltung personalmässig 
eng, aber qualitativ hochstehend und ef� zi-
ent aufgestellt ist.

Der Wahrheit zur Ehre sei gesagt, dass nicht 
zuletzt durch die über die Jahre wachsende 
Mitwirkung der SVP sowohl auf Gemeinde – 
wie auch auf Kantonsebene unsere Stadt Zug 
sowie unser Kanton durchaus nicht zu denen 
gehören, welche den Staat systematisch 
«gemästet» haben. Aber auch wir Zuger und 
Zugerinnen müssen dennoch ständig darauf 
Acht geben, dass der Staat nicht in Versu-
chung kommt, uns immer tiefer in die Tasche 
zu greifen.

Pedro Bilar

Als amtierender Parteipräsident der SVP 
Stadt Zug freue ich mich sehr, dass Sie sich 
jetzt gerade Zeit und Mühe nehmen, unsere 
Beiträge hier zu lesen. «Steuern, Gebühren 
und Abgaben» sind Themen, die jeden Ein-
wohner ganz direkt betreffen, und sie sind 
auch unser Thema in dieser SVP Post im 
Frühling 2017. 

In den letzten paar Jahren gab es in der Stadt 
Zug in Sachen Finanzen viele Veränderungen. 
Darum hat sich unsere Partei intensiv mit den 
Stadt� nanzen beschäftigt und dabei auch 
einige wichtige Erfolge erzielt. Dass Budget 
2017 und Jahresrechnung 2016 der Stadt 
heute im grünen Bereich liegen, ist nicht zu-
letzt der SVP-Fraktion im GGR zu verdanken. 

Beim Thema Finanzen dürfen wir uns al-
lerdings weiterhin nicht ausruhen. Grosse 
Sorgen macht uns zunächst bereits wieder 
der massive Anstieg von Belastungen, wel-
che durch unseren Stadtrat überhaupt nicht 
beein� usst werden können. Darunter fallen 

Erhöhungen des 
kantonalen Fi-
nanzausgleiches 
(ZFA) mit CHF 8,6 
Mio. und des na-
tionalen Finanz-
ausgleiches (NFA) 
mit zusätzlichen 
CHF 1,9 Mio. –
insgesamt geht 
es sogar um CHF 
13,3 Mio.! Solche 
gewaltigen Erhö-
hungen zwischen 
dem Budget 2016 
und dem neuen 
Budget 2017 sind 

trotz laufenden Sparmassnahmen letztlich 
nur durch höhere Steuereinnahmen möglich. 
Für 2017 budgetiert unser Stadtrat dafür 
recht optimistisch Mehreinnahmen von über 
CHF 10,4 Mio. bzw. rund 5 %. Damit strebt er 
erfreulicherweise ein schwarzes Ergebnis an. 

Die Ausgaben des Bildungsdepartements von 
jährlich netto CHF 42,8 Mio. für die 2‘350 
Stadtschüler müssen einmal mehr hervor-

gehoben werden. Für 50 zusätzliche Schüler 
steigen nämlich die Kosten netto um rund 1,5 
Mio. Wurde pro Schüler der Stadtschulen, 
ohne kantonale Schulen oder Gewerbeschu-
le, im Jahr 2016 ein durchschnittlicher Betrag 
von CHF 17‘960.- budgetiert, so sind es im 
Jahre 2017 bereits CHF 18‘210.-. Insgesamt 
steigen damit auch die gesamten Lohnkos-
ten der Stadt leider erneut um CHF 2,2 Mio. 
obwohl der Personalbestand der Verwaltung 
dank dem politischen Druck stabil gehalten 
werden konnte. 

Bei den Investitionen ist unsere Fraktion sehr 
froh, dass in unsere städtischen Infrastruk-
turen investiert wird, sie wird aber ein Auge 
darauf halten, dass auf den «Zuger-Finish» 
mit dem entsprechenden zusätzlichen Preis-
schild verzichtet wird. 

Fazit: Obwohl der bürgerliche Stadtrat sich 
erneut Mühe gibt, das jährliche Ausgaben-
wachstum zu begrenzen, gelingt dies wie z. 
B. im Bildungsdepartement leider nicht ganz. 
Ohne die seit spätestens Ende 2011 durch 
die bürgerlichen Parteien ausgelösten Spar-
bemühungen wäre heute die Stadt Zug in ei-
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25 Jahre SVP Stadt Zug

Die SVP der Stadt Zug wurde Ende Mai 1992 
im 1. Stock im damaligen grossen Saal des 
Hotel Löwen am Landsgemeindeplatz ge-
gründet. Es war die Zeit vor der für die 
Schweiz entscheidenden EWR-Abstimmung 
im Dezember 1992. Im September 1991 war 
bereits die kantonale SVP begründet worden. 
Auch in der Stadt wollte man erklärtermas-
sen gegen «Parteien� lz und Vetterliwirt-
schaft» antreten.

Erster Präsident war Dr. Hans Durrer, späte-
rer Zuger Kantonsrat, der sich in den kom-
menden Jahren mit enormem Engagement 
auf allen Ebenen für die SVP-Stadtpartei en-
gagierte. Der spätere Ehrenpräsident Durrer 
legte in den ersten Jahren eine solide Basis 
für die heutige erfolgreiche Stadtpartei. Die 
damalige Zeit für eine neue, frische, bürger-
liche Kraft war reif. Man kann sich heute gar 
nicht mehr vorstellen, wie schwer anfangs 
die Auseinandersetzungen mit den etablier-
ten bürgerlichen Mitbewerbern waren. Bei 
den Wahlen 1994 erreichte die SVP für die 
Legislatur 1995-1998 bereits eindrücklich 
vier Sitze im GGR. In den für uns schwierigen 
Jahr 2006 hielt Jürg Messmer als Präsident 
die Stadtpartei zusammen. Er übergab sein 
Amt dann an Dr. Manuel Brandenberg, der 
während vier Jahren 2007-2010 zusammen 
mit dem Vorstand sehr aktiv engagiert war, 

wurden doch in dieser Zeit verschiedenste 
städtische Referenden und Initiativen einge-
reicht. Die Partei war fest entschlossen, frü-
her verlorenen Boden wieder wettzumachen. 
Die Wahlen 2010 waren dann in mehrfacher 
Hinsicht ein grossartiger Höhepunkt in der 
Geschichte der SVP-Stadtpartei! Es gelang 
mit André Wicki erstmals, einen Sitz im Zuger 
Stadtrat zu erobern. Im GGR steigerte sich 
die Fraktion gleich um drei auf neu acht Sit-
ze. Ebenso konnte im Kantonsrat der früher 
verlorene vierte Sitz wieder zurückerobert 
werden.

Ab Januar 2011 präsidierte mit Philip C. Brun-
ner erstmals ein SVP-Fraktionsmitglied die 
wichtige GPK-Kommission. Ebenfalls ein his-
torischer Höhepunkt war die Wahl von SVP-
Gemeinderat Jürg Messmer zum höchsten 
Stadtzuger und allerersten SVP-Präsidenten 
des Grossen Gemeinderates der Stadt Zug 
für die Jahre 2011 und 2012. Bei den Wahlen 
im Herbst 2014 gelang es unserer Partei, alle 
Sitze, sowohl im GGR, im Stadtrat wie auch 
im Kantonsrat, zu halten. Auch ein schöner 
Erfolg! Erstmals arbeiteten die drei grossen 
bürgerlichen Parteien unter dem Label von 
BS 14 (Bürgerlicher Stadtrat 2014) bei diesen 
Wahlen zusammen. Allerdings brachte uns 
dieses politische Experiment nicht ganz den 
erhofften Erfolg.

Zahlreiche grossartige Persönlichkeiten ha-
ben in den letzten 25 Jahren mit grossem 
persönlichen Einsatz für die SVP der Stadt 
Zug, sei es im Parteivorstand, sei es im 
Grossen Gemeinderat (GGR), im Kantonsrat, 
in der RPK oder in den beiden städtischen 
Kommissionen GPK und BPK für die Anliegen 
unserer Wähler gekämpft. Für die kommen-
den Wahlen im Herbst 2018, den siebten in 
der Geschichte der SVP Stadt Zug, haben 
die Vorbereitungen längst begonnen. Unser 
langfristiges Ziel bleibt es, in der Stadt Zug 
die führende bürgerliche Partei zu bleiben 
-  kämpferisch, leidenschaftlich und mit viel 
bürgerlichem Herzblut! 

Philip C. Brunner, Präsident SVP Stadt Zug

Die SVP Stadt Zug wird als vierte Ortssektion im Hotel Löwen gegründet (Zuger Zeitung, 20. Mai 1992)

Der Wahlkampfprospekt der SVP Stadt Zug anlässlich 
der Wahlen von 1994
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Nein zu Gebührenerhöhungen!
Die SVP Stadt Zug bekämpft die Vorlagen des 
Stadtrates, welche diesen Frühling ins Par-
lament kommen. Sie sehen unter anderem 
höhere Parkgebühren, höhere Gebühren 
für den Mittagstisch und höhere Gebühren 
für Baubewilligungen vor. Dem wird die 
SVP keine Hand bieten und setzt sich 
entschieden gegen weitere Gebüh-
renerhöhungen ein!

Die SVP Stadt Zug bekämpft die Vorlagen des 
Stadtrates, welche diesen Frühling ins Par-
lament kommen. Sie sehen unter anderem 
höhere Parkgebühren, höhere Gebühren 
für den Mittagstisch und höhere Gebühren 
für Baubewilligungen vor. Dem wird die 
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Aus dem Grossen Gemeinderat der Stadt Zug

Die vergangenen Mo-
nate waren für die 
SVP-Fraktion im 

Grossen Gemeinderat von 
Zug (GGR) besonders inten-
siv. Intensiv, weil sich die 
SVP bemüht, verschiedenste 
Missstände in der Stadtzu-
ger Politik zu beheben und 
bekannt zu machen. Miss-
stände, welche die Steuer-
zahlerinnen und Steuerzah-
ler eine Stange Geld kosten. 

Beispielsweise letzten Okto-
ber, da verhandelte der GGR 
die Motion unserer Fraktion, die verlangte, 
dass Krippen- und Freizeitbetreuungsplätze 
primär an erwerbstätige Eltern, ihrem Arbeit-
spensum entsprechend, vergeben werden. 
Das soll dem Motto von Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie gerecht werden. Denn rund 
30 % der subventionierten Plätze gehen an 
nicht erwerbstätige Eltern. Für den GGR war 
das kein Problem, und darum hatte er dafür 
kein Gehör, diesen Missstand zu beheben. 

Noch viel schlimmer, ein Traktandum zuvor 
hat die gleiche Gemeinderatsmehrheit die 
Einführung von Betreuungsgutscheinen be-
schlossen. Damit soll jeder einen subventi-
onierten Platz erhalten nach dem Giesskan-

nenprinzip, natürlich unter 
massiver Kostenfolge für den 
Steuerzahler. Denn alle bis 
zu einem massgeblichen Ein-
kommen von CHF 150‘000 
erhalten Subventionen. Ein 
Skandal! 

Man erkennt Parallelen zum 
städtischen Wohnungswe-
sen und der dortigen Ver-
gabepraktik. Auch dort hat 
die SVP aufgedeckt, dass 
vergünstigte Wohnungen 
an Personen vergeben wur-
den, die teilweise bis zu CHF 

220‘000 jährlich verdienten. Nur mit stetem 
Einsatz der SVP wurde das Reglement nun 
entsprechend angepasst und die Wohnungen 
werden neu zielgerichteter vergeben. 

Doch nicht nur diese Beispiele aus der Ver-
gangenheit zeigen die bittere Notwendigkeit 
von wachsamen SVP-Gemeinderäten. Auch 
in Zukunft ist der Einsatz der SVP nötig, 
damit der Steuerfranken auch zielgerichtet 
ausgegeben wird. Die laufende Diskussion 
über Gebührenerhöhungen an verschiedenen 
Orten ist ein Symbol dafür. Bürgerinnen und 
Bürger sowie die Unternehmen zahlen Steu-
ern, warum muss man überhaupt noch Ge-
bühren zahlen? Das wäre mal die Grundfra-

ge. Viel schlimmer ist es aber, wenn die Stadt 
sich über Gebührenerhöhungen versucht 
zu sanieren. Zuerst gilt es, die Verwaltung 
schlank zu halten und die beschriebenen 
Missstände zu beheben, die Unmengen Geld 
verschlingen. 

Die SVP-Fraktion im GGR wird daher ent-
schieden jegliche Gebührenerhöhungen be-
kämpfen. Wir wollen keine höheren Parkge-
bühren, wir wollen keine weiteren Gebühren 
für Beizer, die eine Gartenwirtschaft betrei-
ben. Wir wollen nicht, dass die Stadt von hin-
ten den Bürgern und dem Gewerbe das Geld 
zum Sack herauszieht. Dafür setzen wir uns 
von der SVP im Grossen Gemeinderat ein.

Gregor R. Bruhin
Fraktionschef SVP im Grossen Gemeinderat 
von Zug
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Direkt aus dem Kantonsrat

Die Kantonsratsfraktion 
der Schweizerischen 
Volkspartei des Kan-

tons und Freistaates Zug be-
steht aus 19 Mitgliedern. Sie 
ist die zweitgrösste Fraktion 
nach der CVP-Fraktion mit 
immer noch 22 Mitgliedern 
und vor der FDP-Fraktion mit 
mittlerweile noch 17 Mitglie-
dern. Unsere Fraktion p� egt 
einen äusserst demokrati-
schen und offenen Stil der 
internen Debatte. Tabus oder 
Weisungen, die uns Parla-
mentarier zu Befehlsempfän-
gern von sachfremden Interessen herabstufen 
würden, gibt es nicht. Wir legen Wert auf eine 
offene, kontroverse Diskussion als Grundlage 
unserer internen Entscheidung. Ist der Ent-
scheid einmal gefällt, versuchen wir, ihn im 
Kantonsrat geschlossen zu vertreten. Dabei 
müssen diejenigen, die fraktionsintern in die 
Minderheit versetzt worden sind, mitunter et-
was über ihren eigenen Schatten springen, im 

Sinne der Sache und im Sin-
ne einer möglichst schlag-
kräftigen Vertretung unserer 
Wähler im Parlament. 

Wenig Verständnis hat die 
SVP-Fraktion für Entscheide, 
die aus machtpolitischen – 
z. B. zum Behufe des Posten-
schachers – statt aus Grün-
den, die aus der Kraft des Ar-
gumentes stammen, gefällt 
werden, so geschehen bei 
der Totalrevision des Gebäu-
deversicherungsgesetzes, 
welches im Mai 2017 vor das 

Zuger Stimmvolk kommt. Der ursprüngliche 
Entwurf des Gesetzes sah eine Schwächung 
des Parlamentes und damit des Souveräns, 
den das Parlament vertritt, zu Gunsten des 
Regierungsrates und der Organe der Gebäu-
deversicherung (Verwaltungsrat) vor. Mit dem 
Argument, wenn schon jeder Hauseigentümer 
im Kanton Zug bei der Gebäudeversicherung 
versichert sein müsse und am Monopol fest-

gehalten werde, könne man im Gegenzug 
nicht noch die parlamentarische Kontrolle 
schwächen, wurde der Entwurf in der 1. Le-
sung des Parlamentes insbesondere mit den 
Stimmen der SVP und der FDP zu Gunsten 
einer stärkeren parlamentarischen Kontrolle 
korrigiert. Ohne über neue Erkenntnisse oder 
Argumente zu verfügen, entschied sich der 
Kantonsrat aber in der 2. Lesung des Geset-
zes, Anträge der CVP-Fraktion, wieder dem 
ursprünglichen Antrag mit einer Schwächung 
der parlamentarischen Aufsicht zuzustimmen, 
zu unterstützen. Weil als Reaktion darauf ein 
Antrag, das Gesetz mittels Behördenreferen-
dum dem Volk zu unterbreiten, das nötige 
Quorum erhielt, entscheidet im Mai der Sou-
verän über die Frage, wie gross die parlamen-
tarische Mitwirkung bei der über ein Monopol 
verfügenden Gebäudeversicherung in Zukunft 
sein soll.

Dr. iur. Manuel Brandenberg
Kantonsrat, Fraktionschef SVP

Die SVP übernimmt Verantwortung
Seit 22 Jahren ist die SVP im Grossen Ge-
meinderat (GGR) der Stadt Zug vertreten. 
Aber erst im Jahr 2009 wurde Jürg Messmer 
als erster SVP-Vertreter ins Vizepräsidium 
und nach zwei Jahren ins Präsidium gewählt. 
Letztes Jahr stellte ich mich für die Wahl zum 
Vizepräsidium zur Verfügung und wurde von 
der bürgerlichen Mehrheit gewählt. Dieser 
Erfolgt zeigt, dass die SVP mit ihrer breiten 
Abstützung im Zuger Volk auch in der Lage 
ist, eine Mehrheit im Stadtzuger Parlament in 
eigener Sache zu erlangen. 

Steuern und Gebühren
Seit mehreren Jahren sagt die SVP, dass das 
Sparen unverzichtbar ist. Aber vielleicht sollte 
man nicht von Sparen reden. Denn die Ausga-
ben im Griff haben, ist kein Sparen, sondern 
sorgsamer Umgang mit den zur Verfügung 
gestellten Mitteln. Diese Mittel kommen aus 
den Steuereinnahmen und Gebühren. Der 

sorgsame Umgang mit den 
Mitteln ist der Schlüssel zum 
Erfolg, um im internationa-
len Wettbewerb mithalten zu 
können. Es ist unumgäng-
lich, die Steuern auf einem 
tiefen Niveau zu halten und 
keine absurden Gebühren 
zu verlangen. Weiter sollen 
die Gebühren nur gerade so 
viel einbringen, wie der Auf-
wand der Dienstleistung ist. 
Ansonsten wären es ja kei-
ne Gebühren mehr, sondern 
Steuern (oder zumindest ein 
Teil davon). Um den sorgsa-
men Umgang mit den Mitteln 
sicherzustellen, können wir im GGR direkten 
Ein� uss nehmen auf die Höhe von Ausgaben 
und Einnahmen. Somit ist der GGR ein wichti-
ges Steuerungsorgan der zu- und ab� iessen-
den Geldmittel.

Als Mitglied und Vizepräsident habe ich die 
Möglichkeit, die Themen wie Steuern und Ge-
bühren regelmässig im Sinne der SVP zu ver-
treten. Und das Thema ist sehr aktuell. Es gibt 
zum Beispiel eine Spezialkommission, welche 
das Gebührenreglement der öffentlichen An-
lagen regelt. Als Mitglied dieser Spezialkom-
mission kann ich das Ergebnis beein� ussen. 

Es ist wichtig und richtig, 
dass die Gebühren den Auf-
wand decken, aber nicht, 
dass damit zusätzliche Ein-
nahmen generiert werden. 
Bei der Ausarbeitung dieses 
Reglements werde ich mich 
für tiefe Gebühren einsetzen.  
  
Unser Wahlkampfmotto 
2014 
Wir bleiben unserem Wahl-
kampfmotto 2014 «mutig, 
leidenschaftlich, führend» 
treu. und können mit dem 
Besetzen des Vizepräsidiums 
einen weiteren Erfolg unter 

dem Punkt «führend» verbuchen. Ich freue 
mich, mit der SVP-Fraktion und der bürger-
lichen Mehrheit im Parlament die nächsten 
zwei Jahre als Vizepräsident die Geschäfte 
des Grossen Gemeinderates der Stadt Zug 
mitzugestalten und die Positionen der SVP 
leidenschaftlich zu vertreten. Wir werden 
mutig Neues umsetzen, aber auch Bewährtes 
belassen.

Bruno Zimmermann, Vizepräsident des Gros-
sen Gemeinderates der Stadt Zug und Mit-
glied der Schulkommission der Stadtschulen 
Zug

Nein zu versteckten Steuererhöhungen

Unsere Ämter und deren 
Angestellte werden 
primär durch unsere 

Steuern, die jeder Bürger 
und jede Firma an den Staat 
bezahlen, � nanziert. Die 
Löhne der Beamten, die In-
frastruktur und sämtliche 
weiteren Auslagen sind da-
durch abgedeckt. Somit be-
zahlen wir als Bürger bereits 
den Staat für alle Dienst-
leistungen, die er erbringen 
soll. Egal ob es sich um eine 
normale Verkehrskontrolle 
der Polizei, eine Anmeldung 
beim Einwohneramt oder die Genehmigung 
eines Bauvorhabens handelt. 

Was passiert aber, wenn man die Steuern 
erhöhen möchte? Es wird gefragt, wofür die 
Mehreinnahmen genau genutzt werden sol-
len, und es wird alles kritisch durchleuchtet. 
Wie kann denn da der Staat dieses Problem 
umgehen und die Steuern versteckt erhö-
hen? Ganz einfach, er erlässt neue Gebühren 
oder erhöht die bestehenden. 

Genau dies hat der Zuger Stadtrat vor. Er will 
die Gebühren für die Benutzung des öffent-

lichen Raumes, die schul-
ergänzende Betreuung und 
das Planungs- und Baube-
willigungsverfahren erhö-
hen, um nur einen Teil beim 
Namen zu nennen. Allein mit 
der Erhöhung der Verord-
nung über die Benutzung des 
öffentlichen Raumes erhält 
die Stadt Mehreinahmen von 
ca. CHF 1’100’000. Davon 
sind rund CHF 900’000 allei-
ne auf die massive Erhöhung 
der Parkgebühren zurückzu-
führen. 

Ebenfalls wird vom Kanton vorgegeben, dass 
die Bauverordnung angepasst wird. Von einer 
aktuellen linearen Belastung von 2 ‰ wird 
auf ein degressives Verfahren umgestellt. 
Dies ist eigentlich keine schlechte Sache. 
Jedoch werden die Anfangsgebühren auf 
4.5 ‰ festgelegt und entsprechend bei höhe-
rer Bausumme abgestuft. Wenn man jedoch 
bedenkt, dass der grösste Teil der Bauvorha-
ben im unteren Preissegment statt� nden und 
somit mit 4.5 ‰ berechnet wird, ist es in-
direkt eine massive Gebührenerhöhung bzw. 
eine versteckte Steuererhöhung. Wenn man 
es auf das ganze Baubewilligungsverfahren 

hochrechnet, � ndet eine prozentuale Erhö-
hung der Gebühren von ca. 47 % statt.  

Wir bezahlen also die Dienstleistungen un-
serer Ämter doppelt. Einerseits durch unsere 
jährlichen Steuern und nochmals durch Ge-
bühren, welche jetzt zum Teil mehr als ver-
doppelt werden sollen. So kann der Stadtrat 
klammheimlich an den Steuereinnahmen 
schrauben, ohne dass gross Fragen gestellt 
werden und ohne dass es dem Bürger auf den 
ersten Blick auffällt. Dies muss unterbunden 
werden, denn es ist nichts anderes als eine 
Methode, um unsere Steuern verdeckt zu er-
höhen und den Bürger auszunehmen

Raphael Tschan
Vorstandsmitglied SVP Stadt Zug

Gregor R. Bruhin 
Fraktionschef SVP im 
Grossen Gemeinderat von Zug

Dr. iur. Manuel Brandenberg, 
Kantonsrat, Fraktionschef SVP

Raphael Tschan, 
Vorstandsmitglied SVP Stadt Zug 
und Mitglied in der Nachhaltigkeits-
kommission

Bruno Zimmermann, 
Vizepräsident des Grossen Gemein-
derates und Mitglied der Schulkom-
mission der Stadtschulen Zug

ner gefährlichen � nanziellen Schie� age - im 
Bereich von über CHF 25,0 bis CHF 30,0 Mio. 
De� zit pro Jahr ... 

Man darf hier auch nicht verschweigen, wie 
stark die Steuereinnahmen in den letzten 
Jahren ohne Steuererhöhungen gestiegen 
sind. Noch im Jahre 2004 betrugen die Steu-
ereinnahmen in der Stadt Zug CHF 142,7 Mio. 
In der Rechnung 2015 waren es dann erfreu-
liche CHF 212,2 Mio. Im Rekordjahr 2009 
waren es CHF 214,6 Mio. Es ist aus Sicht 
der SVP völlig daneben, wenn im Jahre 2017 
versucht wird, über � ächendeckende Abga-
ben bei Gebühren unter dem verfänglichen 
Titel «Sparen und Verzichten II» noch mehr 
Einnahmen zu generieren. Nicht die Bürger 

sollen sparen, sondern die Stadtverwaltung! 
Dazu kann die SVP nicht JA sagen – natür-
liche und juristische Personen haben ohne 
Steuererhöhungen in weniger als 12 Jahren 
insgesamt 50 % mehr Steuern bezahlt. 
Die SVP-Fraktion war die allererste, die schon 
vor 8 Jahren erstmals und dann immer wie-
der vor den exzessiv steigenden Ausgaben 
gewarnt hat, zu einer Zeit, als das Wort vom 
«Sparen oder Verzichten» bei allen anderen 
GGR-Fraktionen nur Hohn und Spott über die 
peinliche «Sparpartei SVP» auslöste. Wer zu-
letzt lacht, lacht am besten – solche Sprüche 
haben schlagartig aufgehört. Wenn die Si-
tuation heute einigermassen unter Kontrolle 
ist, dann dank dem jahrelangen unpopulären 
Druck der SVP-Fraktion im GGR in diesen 
Fragen. Diese Arbeit zugunsten der ganzen 
Stadtbevölkerung können wir als Vertreter 
im GGR nur machen, weil unsere Parteimit-

glieder und unsere Wähler uns diesbezüg-
lich immer unterstützt haben. Das ist nicht 
selbstverständlich. Ihnen sei an dieser Stelle 
für Ihre Unterstützung ganz herzlich gedankt.

Philip C. Brunner
Präsident SVP Stadt Zug, Kantonsrat 

» Fortsetzung von Titelseite

Ist das überhaupt möglich? Den öffentlichen 
Grund (d. h. den Boden, der der Stadt Zug 
gehört) möglichst günstig und ohne Büro-
kratie den Zugerinnen und Zugern zur Ver-
fügung zu stellen? Ich glaube schon.

Im Grossen Gemeinderat der Stadt Zug (d. 
h. im Parlament der Gemeinde) sind wir 
momentan daran, uns mit diesem Thema 
auseinanderzusetzen. Zum einen beschäfti-
gen wir uns mit der Frage, wie viele Regeln 
zur Benützung des öffentlichen Grundes es 
überhaupt braucht (so zum Beispiel: Re-
glement über die Benützung der öffentli-
chen Anlagen, Richtlinien zur Benützung 
des öffentlichen Grundes, Charta und Frei-
raum-Nutzungsleitbild für den öffentlichen 
Raum der Stadt Zug sowie Festsetzung 
der Gebühren für die Bereiche Nutzung 
des öffentlichen Raumes, Taxistandplät-
ze, Gastgewerbe, Strafbefehlsverfahren 
und Parkraumbewirtschaftung). Alle diese 
(umfangreichen) Papiere wurden von mit 
Steuergeldern bezahlten Staatsangestellten 
verfasst, werden in Zukunft dann von wei-

teren mit Steuergeldern be-
zahlten Staatsangestellten 
verwaltet und schliesslich 
dann archiviert und aufbe-
wahrt und durch neue er-
setzt. Ob und inwiefern das 
im Interesse derjenigen ist, 
die diese Steuern bezahlen, 
muss jeder für sich selbst 
entscheiden. Vielleicht ist 
es an der Zeit, dass wir Zu-
gerinnen und Zuger uns die 
Frage stellen, ob die Flut 
von immer neuen Regeln 
uns wirklich hilft, ein bes-
seres Leben zu führen, oder 
ob nicht vielleicht weniger mehr wäre...

Vielleicht wäre es möglich, die meisten 
(oder gar alle?) möglichen Nutzungen des 
öffentlichen Grundes auf einer Webseite 
aufzuführen mit einem Belegungsplan (wie 
das bei privaten Vermietungen schon lange 
die Regel ist) ohne jegliche Bürokratie? Wer 
den öffentlichen Grund nutzen will, geht auf 

die Webseite, bucht, was er 
buchen will (z. B. einen öf-
fentlichen Platz für eine Ver-
anstaltung), macht ein Häk-
chen oder eine Bemerkung 
für die Sonderwünsche, die 
er hat (wie etwa Signali-
sationsmaterial) und fertig 
ist’s. Das wäre nicht nur für 
die Nutzer des öffentlichen 
Raumes einfacher, sondern 
auch für die Steuerzahler 
besser, denn dann bräuch-
te es evtl. auch weniger 
Staatsangestellte, die diese 
Buchungen verwalten, ab-

heften und archivieren. 

In diesem Sinne werde ich mich für Sie, 
liebe Zugerinnen und Zuger, einsetzen, und 
zwar für weniger Bürokratie und für tiefe 
Gebühren.

Martine Meng, Gemeinderätin SVP

Öffentlicher Grund – 
tiefe Gebühren und keine Bürokratie 

Martine Meng,
Gemeinderätin, SVP
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